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VORWORT
Liebe Genossin, lieber Genosse,
wir haben am Dienstag in der Fraktion und schon Ende dieser Woche im Bundestag beschlossen, älteren Arbeitslosen für einen weiteren Übergangszeitraum bis zu 32 Monaten Arbeitslosengeld zu gewähren. Bis sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt verbessert und unsere Reformen Wirkung zeigen, müssen wir vor allem älteren Arbeitnehmern die Sicherheit und das Vertrauen geben, die zum Gelingen aller Reformen notwendig sind.

Wir hatten in dieser Woche eine volle Tagesordnung und konnten noch viele wichtige Projekte zu Ende bringen: so wird das Energiewirtschaftsgesetz in Kraft treten können, das den Zugang zu den Energieversorgungsnetzen liberalisiert und so zur Senkung der Durchleitungsgebühren beitragen wird. Ebenso das geänderte Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, das Antidiskriminierungsgesetz und das ÖPP-Beschleunigungsgesetz.

Eine gute Woche

wünscht

Eure Petra Ernstberger




TOPTHEMA
Europäischer Rat in Brüssel

Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union kamen am Donnerstagnachmittag in Brüssel zusammen, um darüber zu beraten, wie nach den zwei gescheiterten Referenden der EU-Verfassungsprozess fortgesetzt werden kann. Außerdem wollen die Staats- und Regierungschefs versuchen, sich doch noch über die strittige Finanzplanung der Gemeinschaft bis 2013 zu einigen. Hauptproblem ist die Forderung nach einer Abschaffung des britischen EU-Beitragsrabatts und Großbritanniens Forderung nach einer Senkung der Agrarausgaben.

Schlagabtausch im Plenum zu Europa

Unmittelbar vor dem Gipfel gab Bundeskanzler Gerhard Schröder vor dem Bundestag eine Regierungserklärung ab. Darin forderte er die übrigen EU-Mitglieder und besonders Großbritannien zu Kompromissbereitschaft auf, um mit einer Einigung über die strittige Finanzplanung der Gemeinschaft ein Signal der Handlungsfähigkeit auszusenden. Er plädierte dafür, gerade in der aktuellen Krise die europäische Integration über weitere Erweiterungen der Union fortzusetzen. Das gelte auch mit Blick auf die Türkei. 

Schröder räumte im Plenum ein, die Verfassungsreferenden in Frankreich und in den Niederlanden hätten die EU in eine Krise gestürzt. Er plädierte dafür, die Krise zu überwinden und das „integrative Projekt“ Europa fortzusetzen. Die Bundesregierung stehe „ohne Wenn und Aber“ zu dem Verfassungsvertrag, für den in Deutschland  Bundestag und Bundesrat mit „Ja“ gestimmt haben. 

Union nutzt europäische Krise für Wahlkampfauftritt

Franz Müntefering warf der Opposition in der Debatte vor, die europäische Krise für den Wahlkampf zu instrumentalisieren. Das Interesse der Union sei, Ängste zu schüren - klare Konzepte für die Lösung der Probleme habe sie aber nicht. Er kritisierte, in der Union gebe es keine klare Linie zur Türkei-Frage. Die Union müsse endlich sagen, ob sie eine Mitgliedschaft von vornherein ausschließe oder Verhandlungen ergebnisoffen führen wolle.

Angela Merkel dagegen verlangte einen Kurswechsel in der deutschen Europa-Politik. Sie erneuerte ihre Forderung, bei den Verhandlungen der Türkei eine privilegierte Partnerschaft anzubieten und keine Vollmitgliedschaft. 

Antrag zur Weiterführung der Lissabon-Strategie

In der Debatte wurde auch der Koalitionsantrag (Drs. 15/5116) für eine zukunftsgerichtete Weiterführung der Lissabon-Strategie beraten. Durch eine Stärkung der Wettbewerbskraft und eine Reform der Wirtschafts- und Sozialsysteme soll in Europa nachhaltig für Wirtschaftswachstum, Beschäftigung und sozialen Zusammenhalt gesorgt werden. Dabei sind die Steigerung der Attraktivität Europas für Investoren, die Förderung von Wissen und Innovation für mehr Wachstum sowie die Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen die Schwerpunkte.

Die Regierung wird aufgefordert, sich dafür einsetzen, dass die beschäftigungspolitische Dimension konsequenter als bisher in allen Bereichen der EU berücksichtigt wird. Mit neuen Impulsen zur wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Erneuerung sollen Bundestag und Bundesregierung ihren Beitrag zur Lissabon-Strategie leisten. Die Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung sollen dabei bis zum Jahr 2010 auf drei Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) erhöht werden, die zu zwei Dritteln von der Wirtschaft und zu einem Drittel von Bund und Ländern zu erbringen seien.

Wirtschaftliche Zukunftsbereiche fördern

Prioritäten sieht die Koalition in den Zukunftsbereichen wie Biotechnologie, Informations- und Kommunikationstechnologie, Nano- und Mikrotechnologie. Diese müssen gestärkt und mit neuen Anreizen versehen werden. Angesichts der demografischen Veränderungen sollen auch Ältere mit mehr und besseren Arbeitsplätzen in das Erwerbsleben einbezogen werden. 




AGRAR
Agrarpolitischer Bericht 2005
Am 16. Juni wurde im Plenum der „Agrarpolitische Bericht 2005 der Bundesregierung“ (Drs. 15/4801) beraten.

Der Bericht gibt einen Überblick über die Lage der Landwirtschaft und die agrarpolitischen Ziele, Schwerpunkte und Maßnahmen im letzten Jahr. In einem Entschließungsantrag (Drs. 15/5729) stellen die Koalitionsfraktionen fest, dass Deutschland dem Ziel einer nachhaltigen, umweltverträglichen Landwirtschaft, die natürliche Ressourcen schont und die den Menschen in den ländlichen Regionen Arbeit und Einkommen sichert, näher gekommen ist.

Weiterführende Maßnahmen

Die Bundesregierung wird u.a. aufgefordert, 

· den eingeschlagenen Weg der Neuorientierung der Agrarpolitik mit mehr unternehmerischer Flexibilität, der gezielten Entlohnung gesellschaftlich gewünschter Leistungen, mehr Marktorientierung sowie ausgerichtet an den Interessen der Verbraucher fortzuführen.

· sich dafür einsetzen, dass bei den WTO-Verhandlungen handelsverzerrende Agrarexportförderung abgeschafft werden. 

· sich für eine nachhaltige,  und marktorientierte Reform der Zucker-Marktordnung einzusetzen.

· sich innerhalb der EU für die Abschaffung der Flächenstilllegungsverpflichtungen und die Harmonisierung der Energiebesteuerung für Landwirtschaft und Gartenbau einzusetzen.

· weiterhin innovative Bereiche wie nachwachsende Rohstoffe und Marktbereiche mit besonderen Qualitätseigenschaften zu stärken.

· die Umsetzung der bereits vorgenommen Reformen in der agrarsozialen Sicherung auszuwerten und dem deutschen Bundestag darüber Bericht zu erstatten.



ARBEIT
Zukunftschancen für Jugendliche

„Aufbruch und Perspektiven – Zukunftschancen für Jugendliche in Deutschland stärken“: mit diesem Antrag (Drs. 15/5255, 15/5394) unterstützen die Koalitionsfraktionen die von Gerhard Schröder in seinem 20-Punkte-Programm vorgestellten Maßnahmen zur Verbesserung der Chancen Jugendlicher. 

Was wir bisher erreicht haben

Die Jugendlichen zu fördern, ihnen die besten Möglichkeiten zu geben, sich zu entfalten, ihnen den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu erleichtern, gehört zu unseren wichtigsten Zielen. 

· 2004 hat die Bundesagentur für Arbeit mit rund 587.000 Teilnehmern an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen die Arbeitsmarktchancen für junge ausbildungs- und arbeitssuchende Menschen verbessert. 

· Die Bundesagentur hat mit lokalen Akteuren vor Ort das Aktionsprogramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und die Vorschläge aus dem 8-Punkte-Plan für Jugendliche unter 25 Jahren umgesetzt. 

· Durch das Sicherstellen von genügend qualifiziertem Personal insbesondere für Jugendliche wird eine intensive Betreuung bei der Arbeitssuche gewährleistet. 

· Mit der Reform des Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung wurde das duale Berufsausbildungssystem modernisiert und die Qualität der Berufsbildung verbessert. 

· Der von Wirtschaft und Bundesregierung unterzeichnete Ausbildungspakt hat die Ausbildungsbilanz verbessert: Bis zum 30. September 2004 wurden 573.000 neue Ausbildungsverträge abgeschlossen. 

Mit der BAföG-Reform ist die Förderung von 1998 bis 2003 fast verdoppelt worden: von 1,2 auf 2,03 Milliarden Euro für eine Zahl von Geförderten, die von 341.000 auf 505.000 im Jahresdurchschnitt anwuchs. 




ARBEIT
Mehr Chancen auf Beschäftigung 

Am 17. Juni  haben wir das in Fortführung der Agenda 2010 eingebrachte 5. SGB III-Änderungsgesetz (Drs. 15/5556, 15/5602) in 2./3. Lesung mit dem Ziel verabschiedet, die Beschäftigungschancen von Arbeitnehmern zu verbessern. 

Ein wesentlicher Bestandteil des Gesetzes ist die Verlängerung von befristeten arbeitsmarktpolitischen Instrumenten bis Ende 2007. Dazu gehören beispielsweise die Förderung der beruflichen Weiterbildung älterer und von Arbeitslosigkeit bedrohter Arbeitnehmer, der Vermittlungsgutschein, die Beauftragung von Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen, die Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer oder die 58er-Regelung. 

Mit Änderungen beim Teilzeit- und Befristungsgesetz begegnen wir politisch nicht gewollten und auch nach europäischem Rechts unzulässigen Kettenbefristungen. Künftig müssen zwischen dem Beginn des sachgrundlos befristeten Arbeitsvertrages und dem Ende des vorhergehenden Beschäftigungsverhältnisses mindestens zwei Jahre vergehen. Die ab dem 52. Lebensjahr geltenden erleichterten Befristungsmöglichkeiten laufen erst Ende 2007 aus. 

Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes

Parallel zum Ausbau von Beschäftigungs- und Qualifizierungsangeboten verlängern wir die bislang geltende Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes um weitere zwei Jahre. Begünstigt hiervon sind Arbeitnehmer über 45 Jahre, die vor dem 31. Januar 2008 arbeitslos werden. Ältere Arbeitslose über 57 Jahre können weiterhin 32 Monate lang Arbeitslosengeld beziehen, 52-jährige 24 Monate und 45-jährige bis zu 18 Monate. Damit schaffen wir besonders für ältere Arbeitnehmer mehr Sicherheit und Vertrauen bis unsere Reformen Wirkung zeigen und sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt entspannt.




BILDUNG
Erfolgsmodell BAföG

Das BAföG ist ein Erfolgsmodell. Die Zahl der Geförderten ist seit dem Regierungsantritt der rot-grünen Koalition deutlich gestiegen. Ebenso die Zahl der Studierenden insgesamt. Die Fördersumme ist von 1,2 Milliarden Euro auf 2,03 Milliarden Euro gestiegen. Dabei zeigt sich: Zwei Drittel der Geförderten könnten ohne BAföG überhaupt nicht studieren. 

Dass mehr Menschen studieren, ist ein wichtiges Ziel der Bildungspolitik der SPD. Ihre Potentiale sind wichtig für Innovation und Wachstum in Deutschland. Dies haben die Redner der Regierungskoalition am 15. Juni in der Debatte um den 16. BaföG-Bericht der Bundesregierung (Drs. 15/4995) deutlich gemacht.

Bundesbildungsministerin Edelgard Bulmahn (SPD) wies auf die Situation hin, die die Bundesregierung 1998 vorgefunden hatte und kritisierte die Redner der Unionsfraktion: „Sie haben das BAföG über viele Jahre gekürzt und die Mittel für andere Dinge eingesetzt. Das hatte Konsequenzen. Die Zahl der Studienanfänger – besonders aus einkommensschwächeren Familien – war dramatisch zurückgegangen.“

Gleichzeitig warnte Bulmahn die Opposition vor einer Abschaffung des BAföG. Sie kritisierte auch die Pläne der Union, Studiengebühren einzuführen. „Sie wollen, dass junge Menschen mit einem riesengroßen Schuldenberg ins Berufsleben starten“, verurteilte die Bundesbildungsministerin die Ankündigungen. Marion Seib (CSU) erwiderte, dass „Akademiker mit ihren Gehältern“ die Schulden leicht zurückzahlen könnten. Die FDP will mit Studiengebühren „Scheinstudenten“ abhalten, wie Hellmut Königshaus sagte. 

Ute Berg nannte die bildungspolitischen Pläne der Union eine „Sinfonie des Grauens“. 




FAMILIE
Schutz vor Diskriminierungen 

Am 17. Juni  wurde das Gesetz zur Umsetzung europäischer Antidiskriminierungsrichtlinien (Drs. 15/4538, 15/5717) nach 2./3. Lesung im Bundestag verabschiedet. Mit dem Gesetz soll gewährleistet werden, dass zukünftig niemand Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Iden​tität erfährt. 

Damit ist auch in Deutschland der Grundstein für eine Antidiskriminierungskultur gelegt worden. Die USA und auch viele europäische Staaten sind Deutschland hier bereits weit voraus; in den Niederlanden  gibt es ein umfassendes Antidiskriminierungsgesetz seit 1994, dessen Regelungen weit über die europäischen Richtlinie hinausgehen.

Umsetzung von vier EU-Richtlinien

Gleich vier EU-Richtlinien werden mit diesem Gesetz in nationales Recht umgesetzt. Der von der EU vorgesehene Diskriminierungsschutz im Arbeitsrecht ist eins zu eins umgesetzt worden. Die Regelungen zum Schutz vor Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr enthalten neben den Vorgaben der Richtlinien auch einen weitergehenden Diskriminierungsschutz bezüglich Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter, sexueller Identität und Geschlecht.

Antidiskriminierungsstelle geschaffen

Um Diskriminierungen bekämpfen zu können, wird beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine Antidiskriminierungsstelle eingerichtet. Die Leitung der Stelle ist für vier Jahre bestimmt. Im Interesse der Betroffenen leitet die Stelle nur dann die Verfahren an Bundesländer, Nicht-Regierungsorganisationen oder örtliche Beratungsstellen weiter, wenn diese damit einverstanden sind.




FINANZEN
Europäische Finanzmärkte
Die Rahmenbedingungen des europäischen und internationalen Finanzgeschäfts haben sich seit Anfang der neunziger Jahre fundamental geändert. Das betrifft die weit fortgeschrittene Globalisierung der Finanzmärkte, die Anzahl und Vielfalt der Marktteilnehmer, Wettbewerber und Instrumente, die Handelstechniken, die Abwicklung der Transaktionskosten und vieles andere mehr. Die europäischen Finanzmärkte zählen heute zu den führenden und leistungsfähigsten Finanzmärkten der Welt. Diese Position gilt es nachhaltig zu sichern und weiter zu stärken.

Grundsätze formuliert

In unserem Antrag „Europäische Finanzmärkte - Integration durch Wettbewerb und Vielfalt voranbringen" (Drs. 15/5679), der  am 15. Juni vom Deutschen Bundestag beschlossen worden ist, werden Grundsätze für die Aufgabenfelder formuliert, in denen nach der weitgehenden europäischen Umsetzung des „Financial Service Action Plan" (FSAP) der EU die europäische Finanzmarktintegration weiter vorangetrieben werden soll. Dazu gehören zum Beispiel die Eigenkapitalanforderungen an  Banken  bei der Kreditvergabe und ihre Auswirkungen auf die mittelständische Wirtschaft (Basel II), der grenzüberschreitende Zahlungsverkehr innerhalb der EU,  einschließlich der grenzüberschreitenden Kontoeröffnung durch das Internet, sowie Fragen der Aufsicht im Bereich der Finanzmärkte.

Hohes Verbraucherschutzniveau

In dem Antrag wird das deutsche Interesse an der weiteren Gestaltung der europäischen Finanzmärkte hervorgehoben : Wir wollen ein angemessen hohes Verbraucherschutzniveau schaffen und den Finanzplatz Deutschland im internationalen Wettbewerb weiter stärken. Wir zeigen auf, welche Grundsätze bei der Weiterentwicklung des Europäischen Binnenmarktes für Finanzdienstleistungen aus deutscher Sicht von entscheidender Bedeutung sind. 




GESCHÄFTSORDNUNG
Transparenz bei Nebeneinkünften

Um dem berechtigten Interesse der Bevölkerung nach mehr Transparenz im Parlament Rechnung zu tragen, sollen die Regeln über die Anzeige und Veröffentlichung von Tätigkeiten und Einkommen für die Mitglieder des Deutschen Bundestages klarer gefasst und verschärft werden. Die Koalitionsfraktionen haben deshalb am Freitag ihren Gesetzentwurf zur Änderung des Abgeordnetengesetzes und der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages (Drs. 15/6571, 15/5698) in 1. Lesung eingebracht.

Veröffentlichung in drei Stufen

Gesetzlich soll nunmehr klargestellt werden, dass die Wahrnehmung des Amtes im Mittelpunkt der Tätigkeiten eines Abgeordneten steht. Außer Spenden sollen die Abgeordneten keine Zuwendungen ohne Gegenleistungen entgegennehmen dürfen. Die Anzeigepflichten gegenüber dem Bundestagspräsidenten werden erweitert, indem die bisherige Unterscheidung von mandatsbegleitender Berufstätigkeit und Nebentätigkeit aufgehoben wird. 

Einkünfte sollen in pauschalierter Form in drei Stufen im Amtlichen Handbuch und auf den Internetseiten des Deutschen Bundestages veröffentlicht werden. Die Stufe 1 erfasst monatliche Einkünfte einer Größenordnung von 1.000 bis 3.500 Euro, die Stufe 2 Einkünfte bis 7.000 Euro und die Stufe 3 Einkünfte über 7.000 Euro. Bei einem Verstoß gegen die Verhaltensregeln ist ein Sanktionssystem in Form von Ordnungsgeldern vorgesehen.

Opposition taucht ab

Leider haben die Vertreter der Opposition in der bisherigen mehrmonatigen Debatte keinen einzigen konkreten Gegenvorschlag in die Debatte eingebracht. Die FDP ist offenbar grundsätzlich zu Veränderungen nicht bereit, die Unionsvertreter sind bisher nur als Fragesteller und Bedenkenträger aufgetreten.




GESUNDHEIT
Arzneimittelversorgung gewährleistet

Die geltende Regelung zur Verordnungsfähigkeit rezeptfreier Medikamente für gesetzlich Versicherte hat sich nach Meinung der Koalitionsfraktionen bewährt. In einem Antrag (Drs. 15/5688) widersprechen die Fraktionen von SPD und Grünen damit indirekt einer Befürchtung der Union, die mit der Gesundheitsreform beschlossene Herausnahme nicht verschreibungspflichtiger Arzneien aus dem Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenkassen führe zur Unter- oder Fehlversorgung bei Jugendlichen, vor allem in einkommensschwachen Familien.

Für Kinder unter zwölf Jahren und Jugendliche mit Entwicklungsstörungen bis 18 Jahren sind apothekenpflichtige rezeptfreie Arzneimittel grundsätzlich verordnungsfähig.

Damit gibt es weit reichende Ausnahmen, die den Versorgungsbedarf bei schwerwiegenden chronischen Erkrankungen sowie bei Kindern und Jugendlichen mit Entwicklungsstörungen gewährleisten. Der Gemeinsame Bundesausschuss überprüft zudem seine Richtlinien fortlaufend. Dadurch wird der Anspruch der Versicherten auf eine qualitativ hochwertige und umfassende Versorgung mit rezeptfreien Arzneimitteln gesichert. Derzeit überprüft der Gemeinsame Bundesausschuss den Therapiestandard für die Behandlung von Patienten mit Allergien und Hauterkrankungen und wird – wie in anderen Fällen auch – medizinisch begründeten indikationsspezifischen Lösungen den Weg ebnen.

Die geltenden gesetzlichen Regelungen zur Verordnungsfähigkeit rezeptfreier Arzneimittel sind weit reichender als in den meisten anderen EU-Ländern. Ein Vergleich mit 17 EU-Ländern zeigt, dass Leistungseinschränkungen für diese Arzneimittel die Regel sind. 




INNEN
Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz

Der Gesetzentwurf der rot-grünen Koalition zur Sicherung der nachhaltigen Finanzierung der Versorgung (Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz, Drs. 15/5672) ist am 15. Juni in 1. Lesung in den Bundestag eingebracht worden. Das Gesetz überträgt die Maßnahmen des Rentenversicherungsnachhaltigkeitsgesetzes wirkungsgleich auf die Beamten- und Soldatenversorgung. Es stellt sicher, dass sich Renten und Pensionen im Rahmen der wirtschaftlichen und finanziellen Möglichkeiten entwickeln.

Beamten- und Soldatenversorgung

Die Maßnahmen zur Stabilisierung der Beamten- und Soldatenversorgung sind darauf gerichtet, den Anstieg der Versorgungsbezüge im ökonomisch und haushaltsbezogenen verantwortbaren Rahmen zu halten. So soll das Höchstruhegehalt weiter abgesenkt werden und im Jahr 2010 noch 71 Prozent betragen. Die Änderungen sollen sämtliche Versorgungsempfänger betreffen.

Weitere Regelungen

Unfallversorgung und Mindestversorgung bleiben davon unberührt. Vorgesehen ist unter anderem eine Begrenzung der Berücksichtigung von Ausbildungszeiten. Damit wird ein annähernder finanzieller Gleichklang zwischen Renten und Versorgungsbelastungen hergestellt. Pensionen von Beamten werden umso stärker belastet, je höher die der Berechnung zugrunde liegende Besoldungsgruppe ist. 

Gleichzeitig enthält der Entwurf weitere Änderungen mit Anpassungen an die neueste höchstrichterliche Rechtsprechung und an die Überarbeitungen zu den Regelungen des Versorgungsnachhaltigkeitsgesetzes von 2001. Berücksichtigt werden sollen dabei Erfahrungen aus der Verwaltungspraxis sowie die Einbeziehung von Renten aus der Alterssicherung der Landwirte bei Anrechnungsregelungen der Versorgung mit Übergangsrecht.



PETITIONEN
Bericht Petititonsausschuss 2004
Am Mittwoch wurde im Plenum der Bericht „Bitten und Beschwerden an den Deutschen Bundestag. Die Tätigkeit des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages im Jahr 2004“ (Drs. 15/5570) beraten.

Fast 18.000 Eingaben 2004

Im Jahr 2004 sind 17.999 Eingaben beim Petitionsausschuss eingegangen und geprüft worden. Dies bedeutet gegenüber dem Vorjahr eine Steigerung um 15 %. Insgesamt haben zirka 230.000 Bürgerinnen und Bürger von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Über 40 % der Eingaben betrafen den Bereich des Bundesministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung, gefolgt von je rund einem Zehntel zum Ministerium der Justiz und zum Ministerium für Wirtschaft und Arbeit. 

Abbild einer Gesellschaft im Wandel

Unsere Gesellschaft befindet sich in vielen Bereichen im Wandel. Die Eingaben zeigen, dass sich die Menschen auch in dieser Zeit an ihr Parlament wenden. Die Regierungskoalition betont, dass alle Eingaben sehr ernst genommen werden. Sie werden z.B. genutzt, um eine erste Evaluierung der umfangreichen Arbeitsmarktreformen vorzunehmen. Darüber hinaus werden die Vorschläge jener Eingaben genutzt, die unsere Reformen grundsätzlich stützen und konstruktive Änderungsvorschläge zur Umsetzung einzelner Gesetze enthalten.

Instrument gelebter Demokratie

Für uns Sozialdemokraten ist das Petitionsrecht ist ein Instrument gelebter Demokratie. Es wird genutzt, um Probleme mit staatlichen Stellen, konkrete Missstände und Schwierigkeiten bei der Umsetzung der beschlossenen Gesetze über den Petitionsausschuss unmittelbar an das Parlament heranzutragen. Besonders positiv ist vor diesem Hintergrund, dass für jede zweite Petition eine Lösung im Sinne der Einsender erreicht werden konnte.



RECHT
Forensische DNA-Analyse

Am 17. Juni 2005 wurde im Plenum der von SPD und Grünen eingebrachte Entwurf eines „Gesetzes zur Novellierung der forensischen DNA-Analyse“ (Drs. 15/5674) in 1. Lesung beraten.

Anwendungsmöglichkeiten erweitern

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die Anwendungsmöglichkeiten der DNA-Analyse für Zwecke künftiger Strafverfahren zu erweitern und bestehende Rechtsunsicherheiten durch klare und übersichtliche gesetzliche Regelungen abzubauen. Das Gesetz soll weiterhin die strafrechtliche Verwendung von  DNA-Analysen erleichtern.

Hilfe bei der Aufklärung von Straftaten

Für so genannte Reihengentests zur Aufklärung von Verbrechen soll eine gesetzliche Regelung geschaffen werden. Dafür soll eine freiwillige Mitwirkung der betroffenen Personen ebenso erforderlich sein wie die vorherige richterliche Anordnung. Der Richtervorbehalt für die molekulargenetische Untersuchung von aufgefundenen Spuren soll gestrichen werden und bei Einverständnis der betroffenen Person(en) soll für DNA-Analysen künftig keine zusätzliche gerichtliche Entscheidung mehr erforderlich sein. 

Ausrichtung an den Bedürfnissen der Strafverfolgung 

Ferner ist eine Eilkompetenz der Staatsanwaltschaft und ihres Ermittlungspersonals für die Anordnung der Entnahme von Körperzellen und deren Untersuchung vorgesehen. Zudem sollen DNA-Analysen auch bei Beschuldigten zulässig sein, die wiederholt Straftaten – auch von jeweils nicht erheblicher Bedeutung – begangen haben oder diese voraussichtlich begehen werden. Insgesamt kann so den praktischen Bedürfnissen der Strafverfolgung in Zukunft besser Rechnung getragen werden.



RECHT
Rehabilitierung für Opfer des 17. Juni 1953

Nach dem Rehabilitierungsgesetz können ehemalige politische Häftlinge der DDR und deren Hinterbliebene Unterstützungsleistungen erhalten. Hinterbliebene Personen von im Zuge der Niederschlagung des Volksaufstandes vom 17. Juni 1953 in der DDR durch Polizei oder andere Einsatzkräfte ohne Gewahrsamnahme und Verurteilung Getöteten erhalten nach geltendem Recht keine Unterstützungsleistungen nach den Regelungen des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes. 

Der Bundestag hat deshalb den Gesetzentwurf der Bundestagsfraktion von SPD und Grünen zur Änderung des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes in 2./3. Lesung im Bundestag beschlossen. Ziel des Gesetzentwurfes ist es, dem oben genannten Personenkreis Zugang zu den Ausgleichsleistungen zu ermöglichen. Dieser Personenkreis wird damit den Hinterbliebenen der anlässlich des Volksaufstandes hingerichteten Personen und den Hinterbliebenen der Personen, die an der innerdeutschen Grenze ums Leben kamen, gleichgestellt.

Späte Genugtuung

Den nächsten Angehörigen der Todesopfer im Zusammenhang mit der Niederschlagung des Aufstandes vom 17. Juni 1953 soll eine späte Genugtuung zuteil werden. Sie sollen in den Kreis der Antragsberechtigten aufgenommen werden, um von der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge Leistungen erhalten zu können, ohne dass auf ihre wirtschaftliche Situation abgestellt wird.

Kosten in Höhe von 600.000 Euro

Die Kosten, die mit der Einbeziehung der Hinterbliebenen dieser Opfergruppe in den Kreis der Antragsberechtigten entstehen werden, belaufen sich voraussichtlich auf jährlich ca. 600.000 Euro. Sie werden vollständig vom Bund übernommen.


 
RECHT
GmbH-Gründung künftig leichter

Das gesetzliche Mindeststammkapital zur Gründung einer GmbH soll von derzeit 25.000 Euro auf 10.000 Euro abgesenkt werden. Dies sieht der in 1. Lesung beratene Gesetzentwurf eines „Gesetzes zur Neuregelung des Mindestkapitals einer GmbH“ (Drs. 15/5673) von SPD und Grünen vor. Der Gesetzentwurf geht auf den 20-Punkte-Katalog von Bundeskanzler Gerhard Schröder zurück, den er zur Fortsetzung der Agenda 2010 am 17. März vorgestellt hat.

Mindestkapital herabgesetzt

Bei dem Gesetz handelt es sich um die erste Stufe der Novellierung des GmbH-Gesetzes. Mit diesem ersten Schritt wird es insbesondere für Kleinunternehmen und Existenzgründer erheblich leichter, eine GmbH zu gründen. Dies geschieht auch mit Blick auf den zunehmenden Wettbewerb der Rechtsformen von Kapitalgesellschaften in der Europäischen Union, ohne dass das bewährte Haftkapitalsystem und die für den Gläubigerschutz sinnvolle Seriositätsschwelle eines gesetzlichen Startkapitals aufgeben werden. Im Vergleich zum deutschen Recht werden in vielen Mitgliedstaaten der EU geringere Anforderungen an das Aufbringen eines gezeichneten Kapitals bei Gründung einer GmbH gestellt.

Die Mehrzahl der Neugründungen sind nicht mehr Produktionsunternehmen, sondern Unternehmen aus dem Dienstleistungssektor, die oft weniger Startkapital benötigen. Gerade Kleinunternehmen und Existenzgründer können durch dieses Gesetz leichter eine Gesellschaft gründen als bisher. So soll die GmbH-Gründung in Zukunft in wenigen Tagen möglich sein.

Nächster Schritt

In einem zweiten Gesetz wird es vor allem um die Problematik der missbräuchlichen Verwendung der Rechtsform der GmbH gehen.



RECHT
Bekämpfung von Graffiti

Mit den Stimmen von SPD, Grünen und CDU/CSU wurde der Entwurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes (Drs. 15/5313, 15/5702) zur Erleichterung der Graffitibekämpfung in 2./3. Lesung verabschiedet. Die Graffititatbestände werden um eine neue Tathandlung ergänzt. Ziel ist es, den strafrechtlichen Schutz gegen Graffiti zu verbessern und zugleich eine spürbare Verminderung des Ermittlungsaufwandes zu erreichen.

Sachbeschädigung bisher schwer nachzuweisen

Bisher ist ein gegen den Willen des Eigentümers angebrachtes Graffiti nur dann eine Sachbeschädigung, wenn die Substanz des Untergrundes beschädigt wurde. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes ist die Substanz beschädigt, wenn sie derart in Mitleidenschaft gezogen ist, dass eine Reinigung zwangsläufig zur Beschädigung führt. Die Feststellung der Sachbeschädigung durch Graffiti macht zur Zeit in der gerichtlichen Praxis die Einholung kostenträchtiger Gutachten erforderlich. Häufig wird dieser Aufwand gescheut.

Strafverfolgung vereinfacht

Zum Schutz vor Graffiti wird das Strafgesetzbuch um eine weitere Tathandlung ergänzt, „die auf die unbefugte nicht nur unerhebliche und nicht nur vorübergehende Veränderung des Erscheinungsbildes einer Sache abstellt“. Vorteil dieser Ergänzung gegenüber dem geltenden Recht ist, dass die gerichtliche Feststellung der Sachbeschädigung erleichtert wird. Klargestellt ist damit, dass künftig nur noch solche Veränderungen keine Sachbeschädigung sind, die ohne Aufwand binnen kurzer Zeit von selbst wieder vergehen oder entfernt werden können, wie z.B. Verhüllungen, Plakatierung mittels ablösbarer Klebestreifen oder ein Kreide- und Wasserfarbenauftrag.



SOZIALES
SV-Beiträge zeitgleich mit Lohn

Aufgrund der weiterhin angespannten Finanzlage der Sozialsysteme ist die derzeit äußerst großzügige Fälligkeitsregelung bei der Abführung der Sozialbeiträge durch die Arbeitgeber nicht länger tragbar. Deshalb hat der Bundestag hat am 17. Juni in 2./3. Lesung einen rot-grünen Gesetzentwurf zur Änderung des Vierten und Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (Drs. 15/5574, 15/5705) verabschiedet. 

Das Gesetz regelt, dass künftig die Sozialversicherungsbeiträge zeitgleich mit der Lohnzahlung durch die Arbeitgeber abgeführt werden. Dadurch ergibt sich ein jährlicher rechnerischer Zinsgewinn von 400 Millionen Euro, den bislang die Arbeitgeber verbuchen konnten.

Beitragssätze bleiben so stabil

Die bisher großzügigen Fälligkeitsregelungen werden deutlich gestrafft. Fällig werden die SV-Beiträge nun zeitgleich mit der Lohnzahlung. Das führt dazu, dass den Trägern der Sozialversicherung die Beiträge zur Sozialversicherung schneller als bisher zur Verfügung stehen werden, was ihre Liquidität verbessert und den Bemühungen der Bundesregierung zur Stabilisierung der Beitragssätze in der Sozialversicherung Rechnung tragen wird.

Aufgrund dieser Änderung kann auch im nächsten Jahr der Beitragssatz  zur Rentenversicherung bei 19,5 % stabil gehalten werden; auch die Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung profitieren hiervon.

Regelung auch für Unternehmen günstiger

Insgesamt ist diese Regelung für die Unternehmen deutlich günstiger, als es die dauerhafte Belastung durch Beitragssatzerhöhungen im Volumen von 20 Milliarden Euro gewesen wäre. Für den Umstellungsmonat Januar 2006 ist eine kulante Übergangsregelung vorgesehen. 




UMWELT
Alternativen zu Tierversuchen 

Am 17. Juni haben die Fraktion von SPD und Grünen einen Antrag „Alternativen zu Tierversuchen – REACH nutzen“ (Drs.15/5686) in den Bundestag eingebracht. Mit dem Antrag werden die Anstrengungen der Europäischen Kommission für die notwendige Neugestaltung des europäischen Chemikalienrechts begrüßt und weitergehende Regelungen gefordert.

Sicherheitsbewertung für Chemikalien

Mit der neuen Chemikalienverordnung sollen einheitlich alle Chemikalien – auch die ungefähr 30.000 in der EU produzierten Altstoffe mit einer Jahresproduktion von über einer Tonne – einer umfassenden Sicherheitsbewertung unterzogen werden.

Herzstück der Regelung ist das sogenannte REACH-System (Registration, Evaluation and Authorisation of Chemicals). Da viele zur Beurteilung der Gefährlichkeit von Chemikalien notwendige Daten noch immer mit Hilfe von Tierversuchen gewonnen werden, kommt dem Tierschutz gerade in diesem Zusammenhang große Bedeutung zu.

Alternativen zu Tierversuchen schaffen

So sind die Möglichkeiten von anerkannten Ersatz- und Ergänzungsmethoden zu Tierversuchen noch nicht in voller Bandbreite berücksichtigt. REACH bietet die Chance, einen Paradigmenwechsel nicht nur bei der Prüfung von Chemikalien einzuleiten, sondern auch die Verwendung von Alternativmethoden voran zu treiben. 

So sollte der Verordnungsentwurf um verbindliche Regelungen erweitert werden, die eine gemeinsame Verwertung von Tierversuchsdaten vorschreiben. Zudem ist eine substanzielle Erhöhung der Mittel notwendig, um verstärkt Anreize für eine qualifizierte Forschung an tierversuchsfreien Alternativen zu schaffen.



VERBRAUCHER
Neue Ernährungs-Bewegung

In einer verbraucherpolitischen Debatte hat der Deutsche Bundestag am 15. Juni 2005 den Verbraucherpolitischen Bericht 2004 der Bundesregierung (Drs. 15/4499), den Antrag der Koalitionsfraktionen zu diesem Bericht (Drs. 15/4865, 15/5611) sowie den Antrag „Eine neue Ernährungs-Bewegung für Deutschland“ (Drs. 15/3323, 15/3987) abschließend beraten und beschlossen.

Verbraucherpolitischer Bericht

Durch den in alle Lebensbereiche einwirkenden gesellschaftlichen Wandel hat der Verbraucherschutz einen hohen Stellenwert erhalten. Neue Dienstleistungen, neue Produkte und neue Märkte entstehen. Öffentliche Dienstleistungen werden liberalisiert bzw. privatisiert, Teile der Daseinsvorsorge im Gesundheits- und Rentenbereich, für die bisher der Staat maßgeblich die Verantwortung getragen hat, werden partiell in die private Verantwortung verlagert. Das Angebot wird vielfältiger und die Informations- und Beratungsbedürfnisse wachsen, da die Angebote komplexer werden und Erfahrungen oftmals fehlen.

Antrag zum Bericht

Mit ihrem Entschließungsantrag begrüßen die Fraktionen von SPD und Grünen die Breite der aufgeführten verbraucherpolitischen Maßnahmen. Mit einem umfangreichen Katalog wird die Bundesregierung aufgefordert, die aufgeführten Maßnahmen weiter zu forcieren und in die verbraucherpolitische Gesamtstrategie der Bundesregierung einfließen zu lassen.

Änderung Ernährungsgewohnheiten

Die wachsende Anzahl von übergewichtigen Kindern und Jugendlichen erfordert aus Sicht von Rot-Grün eine breite gesellschaftliche Aktion zur Änderung der Ernährungs- und Lebensgewohnheiten, um den Trend der ständig steigenden Zahlen chronischer, ernährungsbedingter und auf Bewegungsmangel beruhender Krankheiten zu stoppen.




VERKEHR
Investitionskräfte stärken 

Mit Investitionen in Höhe von zwei Milliarden Euro wird in den nächsten vier Jahren der Ausbau und die Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur gefördert. Das Investitionsprogramm ist Teil des 20-Punkte-Programms zur Fortsetzung der Agenda 2010, das Bundeskanzler Gerhard Schröder in seiner Regierungserklärung am 17. März angekündigt hat. 

Die Finanzmittel werden ergänzt durch den Abbau von Investitionshemmnissen und die Erschließung und Erweiterung weiterer Finanzierungsmöglichkeiten (z.B. ÖPP). Hinzu kommen weitere Finanzierungsprogramme der KfW und die Fortführung des CO2-Gebäudesanierungsprogrammes. Die Maßnahmen werden zusammenfassend dargestellt in dem Antrag der Koalitionsfraktionen „Investitionen stärken – Neue Impulse für Wachstum und Beschäftigung“ (Drs. 15/5340, 15/5650), der am 15. Juni vom Bundestag beschlossen wurde.

Investitionen noch in diesem Jahr

Das Programm ist in zwei Maßnahmenpakete aufgeteilt. Die ersten Gelder fließen noch in diesem Jahr: Jeweils 55 Millionen Euro für Schiene und Wasserstrassen, 390 Millionen für den Straßenbau. Aufgrund der kleinteiligeren Vorhaben kann das Geld hier schneller abfließen. Damit garantieren wir, dass diese Bundesmittel dem Verkehrssektor und der Baubranche sofort zugute kommen. Bis 2008 erhält der Verkehrsträger Schiene insgesamt 750 Millionen Euro, die Straße 900 Millionen Euro und die Wasserstraße 350 Millionen Euro.

Auswahl der Projekte

Bei der Auswahl wird entscheidend sein, dass die Vorhaben folgenden Kriterien entsprechen: Beseitigung von Engpässen, Vollendung der Verkehrsprojekte Deutsche Einheit, Stärkung des Maritimen Standortes Deutschland, Realisierung von Projekten im Rahmen internationaler Verträge sowie Bewältigung des zusätzlichen Transportaufkommens im Zuge der EU-Osterweiterung.



VERKEHR
Begleitetes Fahren mit 17

Die Sicherheit jugendlicher Fahranfänger steht im Fokus der Verkehrspolitik. Mit der Einführung des Stufenführerscheins konnten bereits gute Erfolge zur Verbesserung der Verkehrssicherheit erzielt werden. Die Zahl der verunglückten Fahranfänger zwischen 18 und 24 Jahren ist jedoch weiterhin überdurchschnittlich hoch. Das begleitete Fahren mit 17 ist ein weiterer Baustein zur Verbesserung der Sicherheit. Einen entsprechenden Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (Drs. 15/5315, 15/5706) beschloss der Bundestag am 17. Juni nach 2./3. Lesung mit den Stimmen von SPD, Grünen und CDU/CSU. 

Mehr Sicherheit für Anfänger

Modellversuche haben gezeigt, dass erwachsene, fahrerfahrene Begleiter beruhigend und stärkend auf jugendliche Fahrer wirken. Die Jugendlichen können auf diese Weise Fahrerfahrung sammeln und so das Unfallrisiko deutlich senken. Derzeit gehört diese Gruppe sehr häufig zu den Hauptverursachern von Unfällen mit Personenschaden. An mehr als 20 Prozent aller Unfälle mit Personenschaden waren im Jahr 2003 18- bis 24-Jährige als Fahrzeugführer beteiligt. 

Anforderung an Begleiter

Den Begleitern kommt eine große Vorbildfunktion zu. Aus diesem Grunde war es der SPD-Bundestagsfraktion außerordentlich wichtig, dass die Begleiterin oder der Begleiter bestimmte Zuverlässigkeitskriterien erfüllen muss:

· Mindestalter von 30 Jahren, 

· mindestens 5-jährige Fahrpraxis und  

· nicht mehr als 3 Punkte im Verkehrszentralregister in Flensburg. 

Der Begleiter muss den Fahranfänger jederzeit am Lenkrad ablösen können, wenn es zu einer Überforderung kommt, wie z.B. beim Auftreten von Blitzeis. Deshalb muss auch für den Begleiter die Alkoholpromille-Grenze gelten.




WIRTSCHAFT
Bekämpfung von Missbrauch

Am Freitag, den 17. Juni 2005, wurde das von der Regierung eingebrachte „Gesetz zur Änderung telekommunikationsrechtlicher Vorschriften“ (Drs. 15/5213, 15/5694)  in 2./3. Lesung vom Bundestag verabschiedet.

Missbrauchsbekämpfung bei 0190 und 0900-Nummern

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, den Verbraucherschutz bei der Nutzung von Telekommunikationsdiensten zu verbessern. In der Vergangenheit hat es gerade bei Mehrwertdienste-Rufnummern mit der Vorwahl 0190 und 0900 viel Missbrauch zu Ungunsten der Verbraucher gegeben. Das neue Gesetz setzt hier an und zielt darauf ab, die Verbraucherschutz-Vorschriften zur Bekämpfung des Missbrauchs zu verbessern. Durch die Neuregelung soll unseriösen Anbietern Einhalt geboten und das Vertrauen der Verbraucher gestärkt werden. Es werden Verbraucherrechte wie z.B. der Anspruch auf Einzelverbindungsnachweis, Beanstandungen von Rechnungen und die Verbindungspreisberechnung präzisiert.

Tragbarer Kompromiss

Das Gesetz stellt einen tragbaren Kompromiss zwischen dem Verbraucherschutz und der notwendigen Freiheit der unternehmerischen Entscheidung dar. Berechtigten Einwänden aus der Anhörung von Vertretern der Telekommunikationsbranche wurde nachgekommen und die Regelungen wurden entsprechend ausgestaltet. Damit wurde der Kritik der Opposition, die Verbraucherrechte würden in einen Gegensatz zur Wirtschaft gestellt, der Boden entzogen. 

Die Regelungen behindern weder die unternehmerische Freiheit noch den Wettbewerb. Starke Verbraucher sind sogar ein Faktor für mehr Wettbewerb.



WIRTSCHAFT
Öffentlich Private Partnerschaften

Bei Öffentlich-Privaten-Partnerschaften (ÖPP) geht es um die Kooperation zwischen öffentlicher Hand und privater Wirtschaft, die auf Dauer angelegt ist, beiden Seiten Vorteile bringt und dem Gemeinwohl dient. ÖPP stellen einen wichtigen Baustein zur Modernisierung des Staates dar. Bund, Länder, Städte und Gemeinden treten danach häufig nur noch als Nachfrager von Dienstleistungen auf. 

Was sind ÖPP?

Bei ÖPP geht es um die Kooperation beim Entwerfen, bei der Planung, Erstellung, Finanzierung, dem Management, dem Betreiben und dem Verwerten von bislang in staatlicher Verantwortung erbrachten öffentlichen Leistungen. 

Dabei kann es ebenso um den  Bau oder die Sanierung von Schulen, Universitäten, Krankenhäusern gehen als auch um den Ausbau der Telekommunikation, bei der Energie- und Abwasserentsorgung oder beim Straßen- und öffentlichem Personennahverkehr. Voraussetzung ist, dass alle Beteiligten profitieren: die Bürger, die Politik, die Verwaltung, der private Investor, der private Betreiber. 

Gesetzliche Rahmenbedingungen

Mit dem ÖPP-Beschleunigungsgesetz werden gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen, die Hemmnisse und Unklarheiten beseitigen, die die Umsetzung von Öffentlich Privaten Partnerschaften in Deutschland bisher erschwert haben.

Den rot-grünen  Gesetzentwurf haben wir nach intensiver Vorbereitung, Beratung und in Zusammenarbeit mit den Partnern aus Wirtschaft und Verwaltung in 1. Lesung am 16. Juni in den Bundestag eingebracht (Drs. 15/5668). Entscheidende Ziele sind Effizienzgewinn und damit Kosteneinsparungen gegenüber den traditionellen Beschaffungsmethoden und der Eigenrealisierung des Staates. 




VERSCHIEDENES
Einigungen im Vermittlungsaus​schuss
Nach einer Einigung im Vermittlungsausschuss über folgende Gesetze hat der Bundestag am 16. Juni diese Gesetze verabschiedet:

· Gesetz zur Neuordnung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts

· Gesetz zur Umsetzung der EG-Richtlinie über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm
· Siebtes Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
· Zweites Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts
· Gesetz zur Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 3. März 2004 (Akustische Wohnraumüberwachung)
inhalt





Inhalt, Vorwort, Impressum	1


Topthema


Europäischer Rat in Brüssel	2


Agrar


Agrarpolitischer Bericht 2005	3


Arbeit


Zukunftschancen für Jugendliche	3


Mehr Chancen auf Beschäftigung	4


Bildung


Erfolgsmodell BAföG	4


Familie


Schutz vor Diskriminierungen	5


Finanzen


Europäische Finanzmärkte	5


Geschäftsordnung


Transparenz bei Nebeneinkünften	6


Gesundheit


Arzneimittelversorgung	6


Innen


Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz	7


Petitionen


Bericht Petitionen 2004	7


Recht


Forensische DNA-Analyse	8


Änderung Rehabilitierungsgesetz	8


GmbH-Gründung künftig leichter	9


Bekämpfung von Grafitti	9


Soziales


SV-Beiträge zeitgleich mit Lohn	10


Umwelt


Alternativen zu Tierversuchen	10


Verbraucher


Neue Ernährungs-Bewegung	11


Verkehr


Investitionskräfte stärken	11


Begleitetes Fahren mit 17	12	


Wirtschaft


Bekämpfung von Missbrauch	12


Öffentlich Private Partnerschaften	13


Verschiedenes


Einigung Vermittlungsausschuss	13














Herausgeberin:


SPD-Bundestagsfraktion


Petra Ernstberger, MdB


Parlamentarische Geschäftsführerin


Platz der Republik 1


110 11 Berlin





Redaktion und Texte:


Kerstin Villalobos, Jutta Bieringer, Barbara Braun, Ulrike Fleischer, Conny Gatzweiler, Katja Lass, Vera Nicolay, Stefan Schutz, Gün Tank





redaktion@spdfraktion.de


Telefon: 030-227-53048





Redaktionsschluss: 17. Juni 2005, 12 Uhr








impressum











FRAKTION DER SPD IM DEUTSCHEN BUNDESTAG

FRAKTION DER SPD IM DEUTSCHEN BUNDESTAG
13
www.spdfraktion.de


